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PB.S-01-415-4 Kapitel 3: Solidarität sichern

Antragsteller*in: Hubert R. Schübel (KV Stuttgart)

Änderungsantrag zu PB.S­01

Nach Zeile 415 einfügen:
Für Selbständige wollen wir ein pfändungsfreies Vorsorgevermögen ermöglichen, dessen Beiträge
steuerlich den Einzahlungen in die gesetzliche Rentenversicherung bei der Einkommensteuer
gleichgestellt wird. Wir wollen erreichen, dass Selbständige vergleichbare Chancen auf eine angemessene
Altersversorgung haben wie abhängig Beschäftigte.

Begründung

1. Dieser und der vorangegangene Abschnitt müssen nicht nur die Perspektive abhängiger beschäftigung,
sondern auch die selbständiger Erwerbstätigkeit beinhalten.
2.Persönliche Haftung oder persönliche oder gesellschaftliche Krisen (wie z. B. die Corona-Krise) kann bei
Selbständigen ein mühsam aufgebautes Vorsorgevermögen in kurzer Zeit vernichten. Der
Bürger*innenfonds kann diese Risiken weitestgehen abfeden.
3. Vergleichbare Beiträge zur Altersvorsorge (ob Rentenklassenbeiträge oder Bürger*innenfonds-Beiträge )
dürfen aus Gerechtigkeitsgründen nicht unterschiedlich behandelt werden.
4. Nachteilige Bedingungen für Selbständige schaden der Gründungskultur und der Innovationskraft
Deutschlands.
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